
Jobname: JA_2-2009.3d 9.1.2009 11:34:17 Uhr

Julia Haas, M.L.E. und Jan Martin Hoffmann, M.L.E., Leibniz Universit�t Hannover*

Einstweilige Anordnung zur R�ckforderung vertraglich gew�hrter gemein-
schaftsrechtswidriger Beihilfen

THEMATIK Einfluss des Gemeinschaftsrechts auf das deutsche Verwaltungsrecht, R�ckforderung einer Beihilfe

SCHWIERIGKEITSGRAD �bungsklausur auf Examensniveau

BEARBEITUNGSZEIT 5 Stunden

HILFSMITTEL Sartorius I und II

n SACHVERHALT
Die W-Werft GmbH (W) mit Sitz im nieders�chsischen Papenburg m�chte ihren Betrieb um-

strukturieren und unter anderem eine neue Produktionshalle bauen. Daf�r schließt sie im Jahre

2005 mit der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das zust�ndige Bundesministerium f�r

Wirtschaft und Technologie (BMWi), einen �ffentlich-rechtlichen Vertrag, nach dem der Werft f�r

ihre geplanten Umstrukturierungsmaßnahmen eine staatliche Beihilfe i.H.v. 1.000.000 E gew�hrt

wird. Im Gegenzug verpflichtet sich die W, bei den Umstrukturierungen keine weiteren Arbeits-

pl�tze abzubauen, sondern vielmehr neue Ausbildungspl�tze im Schiffsbau zu schaffen.

Das BMWi notifiziert die Beihilfe der EG-Kommission und zahlt sie sofort aus, ohne die

Entscheidung der Kommission abzuwarten. In dem anschließenden Pr�fverfahren wird die Beihilfe

f�r nicht mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erkl�rt. Aus diesem Grund erl�sst die Kommission

eine Entscheidung, in der der Bundesrepublik Deutschland aufgegeben wird, die Beihilfe unver-

z�glich zur�ckzufordern. Gegen diese Entscheidung geht beim Europ�ischen Gericht 1. Instanz

innerhalb der daf�r vorgesehenen Frist keine Klage der W ein; inzwischen ist die Frist abgelaufen.

Die zust�ndigen Beamten im BMWi �berlegen, wie die gemeinschaftsrechtswidrige Beihilfe

zur�ckzufordern sei. Einigkeit herrscht dar�ber, dass das Europ�ische Gemeinschaftsrecht eine

besonders z�gige R�ckforderung der Beihilfen verlangt. Beamter A sieht einer raschen R�ckforde-

rung nur im Wege der Selbstbetitelung durch den Erlass eines Verwaltungsakts Gen�ge getan, wozu

das Europ�ische Gemeinschaftsrecht und insbesondere die Beihilfevorschriften des EG-Vertrages

sowie das einschl�gige Sekund�rrecht auch erm�chtigten. Beamter B zweifelt an der Rechtm�ßigkeit

dieser Vorgehensweise und h�lt eine z�gige R�ckabwicklung nur im Wege eines gerichtlichen

Verfahrens f�r m�glich, zumal die Entscheidung der Kommission die G�ltigkeit des der Beihilfe

zu Grunde liegenden Vertrages beeinflusse. Auch eine solche R�ckforderung stehe mit den Vor-

gaben des Gemeinschaftsrechts im Einklang. Im BMWi schließt man sich der Meinung des B an.

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das BMWi, wendet sich daraufhin an das

zust�ndige Verwaltungsgericht Osnabr�ck, um die schnellstm�gliche R�ckzahlung der Beihilfe zu

erreichen. Mit Erfolg?

n L�SUNG
Der Rechtsbehelf der Bundesrepublik Deutschland vor dem Verwaltungsgericht Osnabr�ck hat

Erfolg, wenn er zul�ssig und soweit er begr�ndet ist.

A. ZUL�SSIGKEIT
Der Rechtsbehelf ist zul�ssig, wenn die Sachurteilsvoraussetzungen vorliegen.

I. Verwaltungsrechtsweg
Mangels aufdr�ngender Sonderzuweisung richtet sich die Er�ffnung des Verwaltungsrechtswegs nach

§ 40 I 1 VwGO. Es m�sste sich also um eine �ffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungsrecht-

licher Art handeln. Eine Streitigkeit ist �ffentlich-rechtlich, sofern die streitentscheidende Norm dem

�ffentlichen Recht zuzuordnen ist. Erstattungsanspr�che sind gleichsam umgekehrte Leistungsanspr�-

che. Sie teilen daher die Rechtsnatur des ihnen entsprechenden Leistungsanspruchs, sog. Kehrseiten-

gedanke. Der Leistungsanspruch der W hatte seinen Rechtsgrund in dem zwischen ihr und dem

BMWi geschlossenen �ffentlich-rechtlichen Vertrag. Damit ist auch der Erstattungsanspruch und

folglich die Streitigkeit insgesamt dem �ffentlichen Recht zuzuordnen. Mangels doppelter Verfas-

sungsunmittelbarkeit ist die Streitigkeit nichtverfassungsrechtlicher Art. Da auch keine abdr�ngenden

Spezialzuweisungen vorliegen, ist der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 I 1 VwGO er�ffnet.

II. Statthaftigkeit
Das Begehren der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das BMWi, ist gem. §§ 88, 122 I

VwGO dahingehend auszulegen, dass ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach

Antrag nach § 123 VwGO
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